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1. Einführung einer Ausnahme von der 
Transferpaketbesteuerung 

Der Bundesrat hat am 26. März 2010 mit dem 
Gesetz zur Umsetzung steuerlicher EU-Vorgaben 
sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften eine 
Entschärfung der Regelungen zur Funktionsverla-
gerung beschlossen. Der Bundestag hat dem Ge-
setz bereits am 5. März 2010 zugestimmt. Danach 
wird es unter bestimmten Voraussetzungen mög-
lich sein, den angemessene Verrechnungspreis im 
Falle einer Funktionsverlagerung nicht anhand des 
sog. Transferpakets, sondern auf Grundlage der 
Einzelverrechnungspreise der übertragenen Wirt-
schaftsgüter zu berechnen. Mit der Gesetzesände-
rung wollen die Regierungsparteien ihrer Ankün-
digung im Koalitionsvertrag nachkommen, die ne-
gativen Auswirkungen der Regelungen zur Funkti-
onsverlagerung auf den Forschungs- und Entwick-
lungsstandort Deutschland zu beseitigen.  

 

2. Grundsätzliche Maßgeblichkeit des sog. 
Transferpakets 

Bei der grenzüberschreitenden Verlagerung be-
trieblicher Funktionen auf verbundene Unterneh-
men sind die vereinbarten Verrechnungspreise am 
Maßstab des Fremdvergleichs zu messen. Seit der 
Unternehmenssteuerreform 2008 wird im Falle ei-
ner Funktionsverlagerung für die Berechnung des 
angemessenen Verrechnungspreises grundsätzlich 
ein sog. Transferpaket für die verlagerte Funktion 
als Ganzes zu Grunde gelegt (§ 1 Abs. 3 Satz 9 
AStG). Das Transferpaket leitet sich aus den Ge-
winnpotentialen ab, die auf das ausländische Un-
ternehmen übertragen werden. Das Transferpaket 
beinhaltet mehr als die stillen Reserven in den ein-
zelnen übertragenen Wirtschaftsgütern. Bestandteil 
des Transferpakets sind zum Beispiel auch Stand-
ortvorteile und Synergieeffekte, die mit der Verla-
gerung der betrieblichen Funktion ins Ausland 
einhergehen. Erfasst wird auch ein selbstgeschaf-
fener Geschäfts- oder Firmenwert, der keinem 
Wirtschaftsgut zuordenbar ist. Aufgrund des Ab-
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stellens auf die gesamten künftigen Gewinnerwar-
tungen, löst eine Funktionsverlagerung oft signifi-
kante Besteuerungsfolgen aus.  

3. Ausnahme der Einzelbewertung 

Nach der beschlossenen Änderung können im 
Falle einer Funktionsverlagerung Einzelverrech-
nungspreise für die übertragenen Wirtschaftsgüter 
angesetzt werden, wenn die übergehenden wesent-
lichen immateriellen Wirtschaftsgüter (zum Bei-
spiel Patente, Lizenzen und Kundenstamm) genau 
bezeichnet werden. Damit wird eine Ausnahme 
von dem Grundsatz eingeführt, wonach für die 
Bemessung des angemessenen Verrechnungsprei-
ses das sog. Transferpaket zugrunde zu legen ist, 
wenn mindestens ein wesentliches immaterielles 
Wirtschaftsgut Gegenstand der Funktionsverlage-
rung ist. Insoweit führt die Änderung zu einer 
Entschärfung der geltenden Vorschriften, die im 
Einzelfall zu wesentlichen Bewertungsunterschie-
den führen kann. Insbesondere dürfte ein Ge-
schäfts- oder Firmenwert bei der neuen Ausnah-
mevorschrift nicht zu berücksichtigen sein. Die 
Möglichkeit der Einzelbewertung soll mit Rück-
wirkung für Veranlagungszeiträume ab 2008 gel-
ten. 

4. Korrektur der Verrechnungspreise 
innerhalb von zehn Jahren möglich 
 

Zu beachten ist allerdings, dass auch bei der 
Einzelbewertung innerhalb von zehn Jahren eine 
Korrektur der angesetzten Verrechnungspreise für 
übertragene wesentliche immaterielle Wirtschafts-
güter in Betracht kommt. Stellt sich innerhalb von 
zehn Jahren nach Übertragung einer Funktion 
oder einzelner wesentlicher immaterieller Wirt-
schaftsgüter heraus, dass die tatsächliche Gewinn-
entwicklung bezogen auf die übertragene Funktion 
oder das immaterielle Wirtschaftsgut von der ur-
sprünglich angenommenen Gewinnerwartung er-
heblich abweicht, ist eine Korrektur der ursprüng-
lich angesetzten Verrechnungspreise möglich (§ 1 
Abs. 3 Sätze 11, 12 AStG). Voraussetzung ist, dass 
für die ursprünglich ermittelten Verrechnungsprei-
se kein tatsächlicher Fremdvergleichswert festzu-
stellen war und die Bewertung deshalb anhand des 
hypothetischen Fremdvergleichs erfolgte. Weiter-
hin ist Voraussetzung, dass zwischen den beteilig-
ten Unternehmen keine fremdübliche Preisanpas-
sungsklausel vereinbart wurde, die Grundlage für 
spätere Preiskorrekturen ist. 


